
Sitzung des Ministerrates am 17.12.2024 
 

 
 

TOP 2:  Tagesordnung der 1050. Sitzung des Bundesrates  
   am 20. Dezember 2024 

 

 

Gemäß § 7 Absatz 1 Nr. 1 Landestransparenzgesetz sind Beschlüsse des Ministerrats, 
auf deren Grundlage das Land im Bundesrat abstimmt, im Ergebnis zu veröffentlichen. 
 
Für die 1050. Sitzung des Bundesrats am 20.12.2024 traf der Ministerrat die zugrundelie-
genden Beschlüsse in seiner Sitzung am 17.12.2024. 
  



 
 
 
 
 
 
 
Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1050. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 20. Dezember 20241: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 10/2024 (gemein-
same Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes und des 

Gesetzes über das Ausländerzentralregister 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 537/24 
Drucksache 537/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag gemäß 
Empfehlungsdrucksache 537/1/24. 

 
 

2. Entwurf eines Gesetzes zur frühzeitigen Integration von Asylbewerbern in den 
Arbeitsmarkt 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Freistaates Bayern 
Drucksache 536/24 
Drucksache 536/1/24 
 

Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag nach Maßgabe gemäß  
Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 536/1/24. 
Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 2. 
Zustimmung zur Bestellung gemäß Ziffer 3. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung.  

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



4. Entschließung des Bundesrates: Ausnahmetatbestand für die Zertifizierung der öffent-
lichen berufsbildenden Schulen im Rahmen der Akkreditierungs- und Zulassungsver-
ordnung (AZAV) 

Antrag des Landes Niedersachsen 
Drucksache 539/24 
Drucksache 539/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe ohne Ziffer 1 gemäß 
Empfehlungsdrucksache 539/1/24. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 3. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

5. Entschließung des Bundesrates zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes Deutsch-
land und zur Unterstützung der Automobilindustrie durch Vorziehen der Revisions- 
klausel 

Antrag des Saarlandes 
Drucksache 567/24 
Drucksache 567/1/24 
 

Zustimmung zur Maßgabe in Ziffer 2 der Empfehlungsdrucksache 567/1/24. 
Keine Zustimmung zu Ziffer 1 und zu Ziffer 3 (Fassen unverändert) sowie in der 
Schlussabstimmung. 

 
 

6. Entschließung des Bundesrates "Den europäischen Binnenmarkt stärken und die Über-
erfüllung von EU-Recht (Gold-Plating) verhindern" 

Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 603/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

7. Entschließung des Bundesrates "Regionale Dimension der EU Haushaltspolitik  
erhalten" 

Antrag der Länder Hessen, Nordrhein- 
Westfalen, Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 604/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 

  



8. Entschließung des Bundesrates "Stärkerer Schutz vor häuslicher Gewalt durch elekt-
ronische Aufenthaltsüberwachung" 

Antrag des Landes Hessen 
Drucksache 344/24 
Drucksache 344/1/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung nach Maßgabe ohne die Ziffern 4 und 5 
der Empfehlungsdrucksache 344/1/24. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 7. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

9. Entschließung des Bundesrates "Mogelpackungen kennzeichnen: Verbraucher und 
Umwelt schützen" 

Antrag des Saarlandes 
Drucksache 568/24 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung. 
 
 

10. Entschließung des Bundesrates für eine verbraucherfreundliche Preisgestaltung von 
Ladestrom 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 602/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

11. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie durch die Sicherung von  
 Tariftreue bei der Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes (Tariftreuegesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 588/24 
Drucksache 588/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1 bis 3 der 
Empfehlungsdrucksache 588/1/24. 
Zustimmung zu keine Einwendungen gemäß Ziffer 4. 

 
  



12. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tierarzneimittelgesetzes und des  
Apothekengesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 547/24 
Drucksache 547/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 547/1/24. 
 
 

13. Entwurf eines Gesetzes für ein verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer 
und häuslicher Gewalt 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 589/24 
Drucksache 589/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 589/1/24 ohne die Ziffern 7 und 8. 
 
 

14. Entwurf eines Gesetzes zur Ausgestaltung der Inklusiven Kinder- und Jugendhilfe 
(Kinder- und Jugendhilfeinklusionsgesetz - IKJHG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 590/24 
Drucksache 590/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 590/1/24 ohne die Ziffern 3, 6 und 9. 
Keine Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 590/2/24. 

 
 

15. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 
(Zweites Zukunftsfinanzierungsgesetz - ZuFinG II) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 599/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 599/1/24 ohne die Ziffern 8 und 11 
Buchstabe c). 

  



17. Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Förderung des Spitzensports und weiterer 
Maßnahmen gesamtstaatlicher Bedeutung im Sport sowie zur Errichtung der Spitzen-
sport-Agentur (Sportfördergesetz - SpoFöG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 551/24 
Drucksache 551/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 551/1/24. 
 
 

19. Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Gesetzes über die Entschädigung für Strafver-
folgungsmaßnahmen und zur Änderung weiterer Gesetze (Strafverfolgungsentschädi-
gungsreformgesetz - StrERG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 556/24 
Drucksache 556/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 556/1/24. 
 
 

20. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der genossenschaftlichen Rechtsform 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 557/24 
Drucksache 557/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 557/1/24. 
 
 

22. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts im Bereich der 
Endkundenmärkte, des Netzausbaus und der Netzregulierung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 581/24 
Drucksache 581/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 581/1/24 ohne die Ziffern 5 und 15. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 581/2/24. 

  



24. Entwurf eines Gesetzes zur Transformation des Vergaberechts (Vergaberechtstrans-
formationsgesetz - VergRTransfG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 591/24 
Drucksache 591/1/24 
 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1 bis 4 der 
Empfehlungsdrucksache 591/1/24. 
Zustimmung zu keine Einwendungen gemäß Ziffer 5. 

 
 

27. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über euro-
päische Bevölkerungs- und Wohnungsstatistiken, zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 862/2007 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 763/2008 und (EU) Nr. 
1260/2013 
COM(2023) 31 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 24/23 
zu Drucksache 24/23 
Drucksache 598/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 598/24. 
 
 

28. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über RES-
TORE - Regionale Soforthilfe für den Wiederaufbau - zur Änderung der Verordnung 
(EU) 2021/1058 und der Verordnung (EU) 2021/1057 
COM(2024) 496 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 523/24 
zu Drucksache 523/24 
Drucksache 523/1/24 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 523/1/24. 
 
 

  



32. Verordnung zur Bereinigung der Namensschreibweise im Meldewesen sowie weiterer 
Änderungen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 527/24 
Drucksache 527/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung gemäß Ziffer 1 der Empfehlungsdrucksache 527/1/24. 
Zustimmung zur Entschließung gemäß Ziffer 2. 

 
 

33. Verordnung zur Änderung von Sanktionsvorschriften zur Ahndung von Zuwiderhandlun-
gen gegen stoffrechtliche Unionsverordnungen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 542/24 
Drucksache 542/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gemäß Ziffer 1 der 
Empfehlungsdrucksache 542/1/24. 
Zustimmung zur Entschließung gemäß Ziffern 2 - 7. 

 
 

34. Verordnung nach § 26 Absatz 2 des Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-
Gesetzes und zur Änderung der Besonderen Gebührenverordnung Telekommunika-
tion 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 515/24 
Drucksache 515/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gemäß Ziffern 1 - 4 der 
Empfehlungsdrucksache 515/1/24. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 5. 
Zustimmung zur Entschließung gemäß Ziffer 6. 

 
 

38. Verordnung zur Neuordnung des Ladesäulenrechts 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 600/24 
Drucksache 600/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe der Empfehlungsdrucksache 600/1/24 
ohne Ziffer 1. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 3. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

  



39. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zur Straßenverkehrs-Ordnung 

gemäß Artikel 84 Absatz 2 GG 
Drucksache 544/24 
Drucksache 544/1/24 
 

Zustimmung zur Verordnung nach Maßgabe gemäß Empfehlungsdrucksache 544/1/24 
ohne die Ziffern 1 und 2. 
Hilfsweise Zustimmung unverändert gemäß Ziffer 4. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
 

44. Entwurf eines Gesetzes zur Verlängerung der Mietpreisbremse 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Hamburg, Bremen,  
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 606/24 
 

Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 
Ausschusszuweisung. 

 
 

47. Entschließung des Bundesrates zur Schaffung eines grundgesetzlich abgesicherten 
Sondervermögens und zur Reform der Schuldenbremse 

Antrag der Freien Hansestadt Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 624/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 

50. Entschließung des Bundesrates zur Stärkung der Finanzierungs-instrumente für die  
Modernisierung und nachhaltige Entwicklung der deutschen Häfen 

Antrag der Länder Bremen, Hamburg, 
Mecklenburg-Vorpommern,  
Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 628/24 
 

Ausschusszuweisung. 
 

  



52. a) Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 93 und 94) 

gemäß Artikel 79 Absatz 2 GG 
Drucksache 633/24 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 
 

52. b) Gesetz zur Änderung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes und des  
Untersuchungsausschussgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 634/24 
 

Es lag kein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vor. 
 
 

53. Gesetz zur Erteilung der Zustimmung nach § 7 Absatz 2 in Verbindung mit Absatz 1 des 
Integrationsverantwortungsgesetzes zu dem Antrag der Europäischen Investitions-
bank zur Änderung von Artikel 16 Absatz 5 ihrer Satzung 

gemäß Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 GG 
Drucksache 635/24 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 
 

54. Gesetz über die Digitalisierung des Finanzmarktes (Finanzmarktdigitalisierungsgesetz 
- FinmadiG) 

gemäß Artikel 84 Absatz 1  
Satz 5 und 6,  
Artikel 96 Absatz 5 GG 
Drucksache 636/24 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 
 

55. Gesetz zur Fortentwicklung des Steuerrechts und zur Anpassung des Einkommensteu-
ertarifs (Steuerfortentwicklungsgesetz - SteFeG) 

gemäß Artikel 104a Absatz 4,  
Artikel 105 Absatz 3,  
Artikel 106 Absatz 5 Satz 2,  
Artikel 108 Absatz 4 Satz 1 und  
Absatz 5 Satz 2 GG 
Drucksache 637/24 

Zustimmung zum Gesetz.  



56. Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes - Öffentlichkeitsarbeit der Fraktionen 
und weitere Änderungen 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 638/24 
 

Es lag kein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vor. 
 
 

57. Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films (Filmförderungsgesetz - 
FFG) 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 639/24 
 

Es lag kein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vor. 
 
 

58. Zehntes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes 

gemäß Artikel 106a Satz 2 GG 
Drucksache 640/24 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 
 

59. Drittes Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 641/24 
 

Es lag kein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses vor. 



Umdruck 10/2024 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1050. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 20. Dezember 2024, 09.30 Uhr 

Zu den Punkten 3, 16, 18, 21, 23, 25, 26, 29 bis 31, 35 bis 37, 40 bis 43, 45, 46, 48, 49, 
51 und 60 der Tagesordnung der 1050. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 20. 
Dezember 2024, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vor-
schlägen beschließen: 

I. 

Die Vorlage für den Erlass einer Rechtsverordnung gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG der 
Bundesregierung zuzuleiten: 

3. Entwurf einer ... Verordnung zur Änderung der Verordnung über die grundbuchmäßige 
Behandlung von Anteilen an ungetrennten Hofräumen (Hofraumverordnung - HofV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 3 GG 
Antrag des Freistaates Sachsen 
Drucksache 575/24 
Ausschussbeteiligung - R - AV - 

II. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben: 

16. Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung einer amtsangemessenen Bundesbesoldung 
und -versorgung (Bundesbesoldungs- und -versorgungsangemessenheitsgesetz - 
BBVAngG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 549/24 
Ausschussbeteiligung - In - Fz - V - 

- Wi - 



26. Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 13. September 2024 zwischen der  
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Litauen 
über die Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 562/24 
Ausschussbeteiligung - V - 

III. 

Zu den Gesetzentwürfen die in den Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen Stel-
lungnahmen abzugeben: 

18. Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Verpflichtungs-gesetzes und zur  
Änderung des Europäische-Staatsanwaltschaft-Gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 554/24 
Drucksache 554/1/242 
Ausschussbeteiligung - R - In - 

21. Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung wehrersatzrechtlicher Vorschriften und 
zur Einführung eines neuen Wehrdienstes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 559/24 
Drucksache 559/1/243 
Ausschussbeteiligung - V - AIS - Fz - 

- In - 

                                                           
2-In empfiehlt, keine Einwendungen zu erheben. 
3-AIS hat von einer Empfehlung abgesehen; Fz und In empfehlen, keine Einwendungen zu erheben. 



23. Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Erprobung 
von Innovationen in Reallaboren und zur Förderung des regulatorischen Lernens 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 582/24 (neu) 
Drucksache 582/1/244 
Ausschussbeteiligung - Wi - K - 

25. Entwurf eines Gesetzes zu den Entschließungen LP.3(4) vom 30. Oktober 2009 und 
LP.5(14) vom 11. Oktober 2019 über die Änderung des Artikels 6 des Protokolls vom  
7. November 1996 zum Übereinkommen über die Verhütung der Meeresverschmut-
zung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen von 1972 (Londoner Pro-
tokoll) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 561/24 
Drucksache 561/1/24 
Ausschussbeteiligung - U - 

IV. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen: 

29. Dritte Verordnung zur Änderung der Steueroasen-Abwehrverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 526/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - Wi - 

                                                           
4-K empfiehlt, keine Einwendungen zu erheben. 



30. Verordnung zur Änderung von Verordnungen im Bereich der steuerberatenden Berufe 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 541/24 
Ausschussbeteiligung - Fz - Wi - 

31. Verordnung zur Anpassung des Beitragssatzes in der sozialen Pflegeversicherung 2025 
(Pflege-Beitragssatz-Anpassungs-verordnung 2025 - PBAV 2025) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 605/24 
Ausschussbeteiligung - G - Fz - 

35. Erste Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Mindestanforderungen für das 
Recht auf Versorgung mit Telekommunikationsdiensten (1. TK-Mindestversorgungs-
änderungsverordnung - 1. TKMVÄndV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 543/24 
Ausschussbeteiligung - Vk - Wi - 



V. 

Zu der Vorlage nach Maßgabe der Empfehlung zuzustimmen, die in der zitierten Emp-
fehlungsdrucksache wiedergegeben ist: 

36. Dritte Verordnung zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 510/24 
Drucksache 510/1/245 
Ausschussbeteiligung - Wi - In - U - 

VI. 

Der Verordnung zuzustimmen und die in der Empfehlungsdrucksache angeführte  
Entschließung zu fassen: 

37. Verordnung zur energiestatistischen Erhebung von Wasserstoff (Energiestatistik- 
Verordnung Wasserstoff - EnStatWassV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 572/24 
Drucksache 572/1/246 
Ausschussbeteiligung - Wi - Fz - In - 

- U - 

                                                           
5-In und U empfehlen Zustimmung ohne Änderungen. 
6-Fz, In und U empfehlen Zustimmung und keine Entschließung. 



VII. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen: 

40. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für das Gremium der Kommission "Generaldirektoren für Berufliche  
Bildung" (DGVT) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m.  
Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 586/24 
Drucksache 586/1/24 
Ausschussbeteiligung - EU - K - 

41. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für das Kuratorium der 
Museumsstiftung Post und Telekommunikation 

gemäß § 7 Absatz 1 Satz 3 und  
Absatz 2 PTStiftG 
Drucksache 535/24 
Drucksache 535/1/24 
Ausschussbeteiligung - K - 

42. Bestimmung eines Mitglieds des Konjunkturrates für die öffentliche Hand 

gemäß § 18 Absatz 1 Satz 2  
Nummer 3 StabG 
Drucksache 521/24 
Ausschussbeteiligung - Wi - 

45. Benennung eines Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 607/24 
 



46. Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat bei  
der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisen-
bahnen 

gemäß § 5 Absatz 1 BEGTPG 
Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 608/24 
 

48. a) Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 622/24 
 

 b) Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den Eisenbahninfrastrukturbeirat 

gemäß § 4 Absatz 4 BEVVG 
Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 625/24 
 

49. a) Benennung eines Mitglieds für den Beirat bei der Bundesnetz-agentur für Elektrizi-
tät, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 

gemäß § 5 Absatz 1 BEGTPG 
Antrag des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 623/24 
 



 b) Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mitglieds für den Beirat bei 
der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und  
Eisenbahnen 

gemäß § 5 Absatz 1 BEGTPG 
Antrag des Landes Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 626/24 
 

51. Benennung eines stellvertretenden Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung "Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" 

gemäß § 7 Absatz 3 HdGStiftG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 627/24 
 

60. Neubenennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Euro-
päischen Union 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m.  
Abschnitt I der Bund-Länder-Vereinbarung 
Drucksache 450/24 
 

VIII. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache bezeichnet sind, von einer Äußerung 
und einem Beitritt abzusehen: 

43. Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 

Drucksache 587/24 
Ausschussbeteiligung - R - 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Regel 
gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung durch 
den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder nicht zu-
stimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim Deut-
schen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Entschlie-
ßung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder be-
schließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließungen sind 
rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Lände-
rinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommission 
direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 
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f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministerien, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kompeten-
zen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvorschrift 
mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder sei-
nen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennumme-
rierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige Empfeh-
lung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese wer-
den ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfolgende 
in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, kann 
ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt dann in der 
Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident/die Bundesratspräsidentin nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Min-
derheit fest. Weitere Hinweise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bun-
desrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
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Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/doku-
mente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1050. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1050/download/1050-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
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